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Satzung  
 

des Vereins zur 
Förderung von Australian Rules Football in Deutschland e.V. 

 
 

§1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen „Verein zur Förderung von Australian Rules Football in 
Deutschland e.V.“ 

2. Er hat seinen Sitz in Frankfurt und ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Frankfurt 
eingetragen. 

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§2 Vereinszweck 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports. Der Verein verfolgt ausschließlich 
gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung (AO §60). 

2. Der Verein fördert die Sportart Australian Rules Football in Deutschland materiell und ideell. 
Der Verein fördert primär die unbezahlte Ausübung dieser Sportart. Zweck des Vereins ist 
ebenfalls die Beschaffung von Mitteln für die Verwirklichung dieses gemeinnützigen Zwecks 
durch andere steuerbegünstigte Körperschaften und juristische Personen des öffentlichen 
Rechts. 

3. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 
- die Weiterleitung von finanziellen Mitteln an andere steuerbegünstigte 

Körperschaften 
- und juristische Personen des öffentlichen Rechts für die Verwirklichung von 

gemeinnützigen Zwecken im Sinne von Ziffer 2.2, 
- die Förderung des Breitensports durch die Ausrichtung und Unterstützung von 

Lehrgängen, Turnieren und sonstigen Veranstaltungen 
- Beschaffung von Ausrüstungsgegenständen für Auswahlmannschaften 
- Öffentlichkeitsarbeit 
- die Zahlung von Aufwandsentschädigungen für ehrenamtlich Tätige 
- die Beteiligung an Reise- und Transportkosten für Auswahlmannschaften. 

§3 Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zwecke des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
5. Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des Wertes 

eines Anteils am Vereinsvermögen. 
6. Auf Beschluss der Mitgliederversammlung darf der Verein Mitgliedern des Vorstandes oder 

Mitgliedern anderer Organe und Inhaber von Funktionen Aufwandsentschädigungen nach § 
3 Ziffer 26 a EStG (Ehrenamtspauschale) bis zur dort festgesetzten Höhe zahlen. 
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§4 Mitgliedschaft: 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person und jede juristische Person des privaten 
oder öffentlichen Rechts werden, die die Ziele des Vereins unterstützt. Über den 
schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Ein Aufnahmeanspruch besteht 
nicht. Die Ablehnung des Aufnahmeantrags kann dem Antragsteller ohne Angabe von 
Gründen schriftlich mitgeteilt werden. Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen der 
Zustimmung der/des gesetzlichen Vertreter/s. 

2. Der Verein hat ordentliche Mitglieder und Fördermitglieder. 
3. Ordentliche Mitglieder erhalten ein Stimmrecht in der Mitgliederversammlung, sofern sie 

nicht mit ihren Beiträgen im Rückstand stehen. 
4. Fördermitglieder unterstützen die Arbeit des Vereins durch Beiträge und Spenden. Sie haben 

kein Stimmrecht. 
5. Die Mitgliedschaft endet mit dem Austritt, Ausschluss aus dem Verein, Streichung von der 

Mitgliederliste oder Tod des Mitglieds bzw. bei juristischen Personen mit Ihrer Auflösung. 
6. Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Kündigung zum Ende eines Kalenderjahres 

unter Beachtung einer Kündigungsfrist bis zum 30. September eines jeden Jahres. Der 
freiwillige Austritt muss schriftlich dem Vorstand gegenüber erklärt werden. 

7. Der Vorstand kann ein Mitglied ausschließen, wenn es 
a. trotz Mahnung länger als 6 Monate seinen Beitragsverpflichtungen nicht 

nachgekommen ist, 
b. sich eines vereinsschädigenden Verhaltens schuldig gemacht hat. In diesem Fall hat 

der Vorstand das Mitglied vor dem Ausschluss anzuhören. Die Ausschluss-
entscheidung ist dem Mitglied per Einwurf-/Einschreiben zuzustellen. Das Mitglied 
hat das Recht, binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung Berufung beim 
Vorstand einzulegen. Über die Berufung entscheidet die Mitgliederversammlung. 

8. Die Streichung des Mitglieds aus der Mitgliederliste erfolgt durch den Vorstand, wenn das 
Mitglied mit einem Jahresbeitrag in Verzug ist und dieser Beitrag auch nach schriftlicher 
Mahnung durch den Vorstand nicht innerhalb von 3 Monaten nach Absendung der Mahnung 
an die letztbekannte Anschrift des Mitglieds voll entrichtet ist. In der Mahnung muss auf die 
bevorstehende Streichung der Mitgliedschaft hingewiesen werden. 

§5 Beiträge: 

1. Die Mitgliedsbeiträge und ihre Fälligkeit werden durch den Vorstand festgesetzt. 
2. Der Mitgliedsbeitrag wird jährlich erhoben. 

§6 Organe des Vereins: 

Organe des Vereins sind: 
1. die Mitgliederversammlung,  
2. der Vorstand. 

§7 Mitgliederversammlung: 

1. Die Mitgliederversammlung ist jährlich vom Vorstand unter Einhaltung einer Einladungsfrist 
von 2 Wochen durch elektronischen Versand via E-Mail einzuberufen. 

2. Die Mitgliederversammlung soll jeweils im 1. Halbjahr eines jeden Jahres stattfinden. Mit der 
Einladung zur Mitgliederversammlung ist die vom Vorstand festgesetzte Tagesordnung 
mitzuteilen. 
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3. Anträge zur Mitgliederversammlung müssen spätestens 1 Woche vor dem Tag der 
Versammlung beim Vorstand eingegangen sein, um in die Tagesordnung aufgenommen 
werden zu können.  
Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 2 BGB können später eingehende Anträge, 
ausgenommen Anträge auf Satzungsänderung, nur dann behandelt werden, wenn für deren 
Behandlung ein dringendes Regelungsbedürfnis noch in dieser Mitgliederversammlung 
besteht und dieses dringende Regelungsbedürfnis von mindestens 2/3 der anwesenden 
Mitglieder bejaht wird. Anträge, die diese Voraussetzungen nicht erfüllen, können nicht 
mehr behandelt werden. 

4. Die Mitgliederversammlung behandelt insbesondere folgende Themen: 
- Genehmigung des Protokolls der letzten Mitgliederversammlung, 
- Bericht des Vorstandes und Kassenbericht, 
- Bericht der Kassenprüfer, 
- Entlastung des Vorstandes, 
- Wahlen, 
- Beschlussfassung über den Haushaltsplan. 

5. Stimmberechtigt sind alle ordentlichen Vereinsmitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt 
werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein 
Bevollmächtigter darf nicht mehr als eine fremde Stimme vertreten. 

6. Die Mitgliederversammlung beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen; Satzungsänderungen und Beschlüsse über Auflösung und/oder Verschmelzung 
des Vereins bedürfen einer Mehrheit von 3/4 der anwesenden Vereinsmitglieder, Beschlüsse 
über Änderungen des Vereinszwecks einer Mehrheit von 3/4 aller Vereinsmitglieder. 

7. Jede satzungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig ohne Rücksicht 
auf die Zahl der erschienenen Mitglieder. 

8. Die Leitung der Mitgliederversammlung obliegt dem Vorsitzenden, im Verhinderungsfall 
dem stellvertretenden Vorsitzenden; der Vorstand ist berechtigt, ggf. eine dritte Person mit 
der Versammlungsleitung zu betrauen. 

9. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 
Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

10. Außerordentliche Mitgliederversammlungen können jederzeit durch Beschluss des 
Vorstandes einberufen werden, wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn die 
Einberufung von 30% aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe 
vom Vorstand verlangt wird. Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die 
Bestimmungen für die ordentliche Mitgliederversammlung entsprechend. 

§8 Vorstand 

1. Vorstand im Sinne des § 26 BGB ist der Vorsitzende, der stellvertretende Vorsitzende und 
der Schatzmeister. Es gilt das Vieraugenprinzip. Jeweils zwei Vorstandsmitglieder sind 
gemeinsam zur Vertretung des Vereins berechtigt. 

2. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 3 Jahren gewählt. Er 
bleibt so lange im Amt, bis eine Neuwahl erfolgt. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes 
während der Amtsperiode aus, wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für den Rest der 
Amtsdauer des ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds. 

3. Der Vorstand entscheidet über vorliegende Förderanträge im Sinne des Vereinszwecks. 
4. Der Vorstand kann besondere Vertreter gem. § 30 BGB bestellen und abberufen sowie deren 

Wirkungskreis bestimmen.  
5. Der Vorstand ist ermächtigt Satzungsänderungen durchzuführen, die vom zuständigen 

Amtsgericht als Voraussetzung zur Eintragung oder vom Finanzamt zur Erlangung bzw. dem 
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Erhalt der Gemeinnützigkeit gefordert werden. Es darf sich um keine Beschlüsse handeln, 
die den Zweck oder die Aufgaben dieser Satzung grundlegend ändern. Die Änderungen 
dürfen ausschließlich den geforderten Bedingungen dieser Ämter entsprechen. Der 
Beschluss muss einstimmig herbeigeführt und die Änderungen müssen der nächsten 
Mitgliederversammlung zur Kenntnis gegeben werden. 

§9 Kassenprüfer 

1. Es ist ein Kassenprüfer für die Dauer von 3 Jahren von der Mitgliederversammlung zu 
wählen. 

2. Der Kassenprüfer hat die Aufgabe, die Geschäftsführung des Vorstandes auf der Grundlage 
des für das jeweilige Geschäftsjahr beschlossenen Haushaltsplanes zu überprüfen und der 
Mitgliederversammlung jährlich Bericht zu erstatten. Die Kassenprüfer sind berechtigt, die 
Vorlage sämtlicher Rechnungsunterlagen und Belege in den Räumen des Vereins zu 
verlangen. 

§10 Datenschutz 

1. Der Verein verarbeitet personenbezogene Daten (dies sind alle Informationen, die sich auf eine 
identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen) in elektronischer Form. Hierbei 
handelt es sich um folgende Mitgliederdaten: Name und Anschrift, Bankverbindung, 
Telefonnummern (Festnetz und Mobil) sowie E-Mail-Adresse, Geburtsdatum, Funktion(en) und 
Aufgabe(n) im Verein. Der Verein verarbeitet zur Erfüllung der in der Satzung definierten 
Aufgaben und des Zwecks des Vereins personenbezogene Daten und Daten über persönliche 
und sachbezogene Verhältnisse seiner Mitglieder. Diese Daten werden darüber hinaus 
gespeichert, übermittelt und verändert. Eine Übermittlung von personenbezogenen Daten 
erfolgt an Dritte, insbesondere Dienstleister, soweit diese für die Speicherung notwendig sind. 
Der Verein trägt hierbei Sorge, dass ein angemessenes Datenschutzniveau bei der Übermittlung 
gewährleistet ist.  

2. Als Mitglied von Sportverbänden und anderen Organisationen kann der Verein 
datenschutzkonform unter anderem folgende personenbezogene Daten seiner Mitglieder 
dorthin übermitteln: Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Geburtsdatum, Funktionen und 
Aufgaben im Verein. 

3. Im Zusammenhang mit seinen öffentlichen Veranstaltungen (z.B. Trainingslager, Testspiele) 
veröffentlicht der Verein Fotos von der Veranstaltung sowie einen Bericht darüber (mit 
Ergebnissen und Ereignissen) im Internet (z.B. auf seiner Homepage und bei Facebook) und 
übermittelt Fotos nebst Bericht womöglich an Print und Online-Zeitungen. Sofern der Verein 
Ergebnislisten erstellt, werden auch diese in gleicher Weise veröffentlicht/übermittelt. Fotos 
einzelner Personen werden nur veröffentlicht/übermittelt, sofern es sich um Bilder von 
Einzelsportarten handelt; andere Einzelbilder werden nicht veröffentlicht/übermittelt, 
insbesondere keine Einzelbilder von Zuschauern. Jedoch ist in allen Fällen davon auszugehen, 
dass Mitglieder als Teilnehmer oder Zuschauer auf den Fotos erkennbar sind. Soweit die 
Untertexte zu Fotos oder die Berichte auf bestimmte Teilnehmer an der Veranstaltung 
hinweisen, werden dabei höchstens Vor- und Familienname, Vereinszugehörigkeit sowie 
Funktion und Aufgabe im Verein veröffentlicht/übermittelt. Auf Ergebnislisten erscheinen 
neben dem erzielten Ergebnis Vor- und Familienname sowie Verein und Altersklasse. Dies dient 
der Öffentlichkeitsarbeit und Außendarstellung des Vereins, ohne die er seine Satzungszwecke 
(siehe § 2 der Satzung) nicht erfüllen kann. Die Rechtsgrundlage für die 
Veröffentlichung/Übermittlung der vorgenannten Daten ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Zumindest 
überwiegen die Interessen und Grundrechte der Mitglieder nicht gegenüber den berechtigten 
Interessen des Vereins (Rechtsgrundlage: Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO). Die Vorschriften der §§ 22, 23 
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des Kunsturhebergesetzes (KUG) zum Recht am eigenen Bild werden gewahrt. Fotos einzelner 
Personen oder weitere Daten veröffentlicht/übermittelt der Verein nur mit Einwilligung der 
betroffenen Person (Rechtsgrundlage: Art. 6 Abs. 1 a) DSGVO). 

3. Mitgliederlisten werden als geschützte Datei an Vorstandsmitglieder, sonstige Funktionäre 
und Mitglieder herausgegeben, soweit deren Funktion oder besondere Aufgabenstellung im 
Verein die Kenntnisnahme erfordern.  

4. Zur Durchführung von Veranstaltungen erstellt der Verein Helferlisten mit den 
erforderlichen Kommunikationsdaten. Diese Listen werden nur innerhalb des Vereins an 
andere Helfer und die Organisatoren der Veranstaltung weitergegeben (Rechtsgrundlage: 
Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO). Eine Veröffentlichung der Listen (z.B. im Internet) bedarf der 
Einwilligung der betroffenen Helfer (Rechtsgrundlage: Art. 6 Abs. 1 a) DSGVO). 

5. Die Mitgliederdaten werden spätestens 2 Jahre nach Beendigung der Mitgliedschaft 
gelöscht, soweit keine gesetzlichen, vertraglichen oder satzungsmäßigen 
Aufbewahrungsfristen oder sonstige legitime Interessen des Vereins dem entgegenstehen. 

6. Mitglieder haben im Rahmen der geltenden gesetzlichen Bestimmungen das Recht auf 
Auskunft über Ihre gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15 DSGVO) sowie auf 
Berichtigung (Art. 16 DSGVO), Löschung (Art. 17 DSGVO), Einschränkung der Verarbeitung 
(Art. 18 DSGVO), Widerspruch gegen die Verarbeitung (Art. 21 DSGVO) und 
Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO). Diese Rechte können schriftlich oder per E-Mail beim 
Vorstand geltend gemacht werden. 

7. Den Mitgliedern steht das Recht zur Beschwerde über die Datenverarbeitung des Vereins bei 
der zuständigen Aufsichtsbehörde zu. Zuständige Aufsichtsbehörde ist im Bundesland 
Hessen der Hessische Datenschutzbeauftragte mit Sitz in Wiesbaden. 

§11 Wegfall des Vereinszwecks / Auflösung: 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur auf einer ausdrücklich und ausschließlich zu diesem 
Zweck einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

2. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 50 % der stimmberechtigten 
Mitglieder anwesend sind. Bei geringerer Anwesenheit muss eine neue Versammlung 
einberufen werden, die dann in jedem Fall beschlussfähig ist. 

3. Sämtliche Beschlussfassungen der hier in Rede stehenden Art müssen mit einer Mehrheit 
von 3/4 der erschienenen Mitglieder erfolgen. 

4. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vereinsvermögen an den Frankfurt Football Club e.V., der es unmittelbar und ausschließlich 
für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

 

 

Die Satzung wurde am 10. August 2019 in Frankfurt am Main beschlossen. 

 

 


